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ZEITGESPRACH

Rohstoffabkommen — ein 
gangbarer Weg?
Wesentlicher Bestandteil der neuen Ordnungsvorstellungen der Entwicklungsländer und der Diskus
sionen auf der laufenden Welthandelskonferenz in Nairobi ist ein integriertes Rohstoffprogramm, 
dessen Kern internationale Rohstoffabkommen bilden. Sind Rohstoffabkommen für die Bundesrepublik 
annehmbar? Unter welchen Bedingungen könnten sie sinnvoll sein?

Hans Friderichs

Gegen dirigistische Rohstoffmaßnahmen

Ein zentrales Thema der IV. 
Welthandelskonferenz, die 

gegenwärtig in Nairobi stattfin
det, ist die internationale Roh
stoffpolitik. Die Entwicklungslän
der haben im Februar 1976 ihre 
Vorstellungen und Forderungen 
in der Manila-Deklaration erneut 
auf den Tisch gelegt. Dieses Pa
pier faßt die bereits früher auf 
einer Reihe von internationalen 
Konferenzen erhobenen Einzel
forderungen zusammen. Inso
fern bringt diese Erklärung in
haltlich wenig Neues. Sie macht 
jedoch das Ziel der Entwick
lungsländer erneut ganz klar: 
Die Entwicklungsländer wollen 
durch radikale Veränderungen 
eine neue Weltwirtschaftsord
nung schaffen, weil sie in den 
zurückliegenden und gegenwär
tigen weltwirtschaftlichen Struk
turen und marktwirtschaftlichen 
Austauschbedingungen die 
Hauptursachen für ihren stag
nierenden Entwicklungsprozeß 
sehen.

Die Suche nach der Ursache 
der Wachstums- und Fort
schrittsprobleme vieler Entwick
lungsländer ist primär nach au
ßen gerichtet. Sicherlich haben 
die Konjunkturzyklen und die 
weltweite Inflation die Schwie
rigkeiten der armen Länder ver
größert. Doch dazu haben die 
OPEC-Länder erheblich beige
tragen. Mit ihrer Ölpreisvervier
fachung haben sie die weltweite 
Inflation angeheizt und die Re
zessionstendenzen 1974/75 ver
schärft. Schon deshalb wäre es 
fair, die Ursachenanalyse auch 
auf das eigene Verhalten auszu
dehnen. Nicht in allen Entwick
lungsländern werden außerdem 
genügend Eigenanstrengungen 
unternommen, um die sicherlich 
schwierigen Wirtschaftspro
bleme zu meistern. Es grenzt an 
Selbstbetrug zu glauben, in den 
armen Ländern würde der Wohl
stand über Nacht einkehren, 
wenn die marktwirtschaftlich 
orientierte Weltwirtschaftsord

nung aus den Angeln gehoben 
und durch ein stark dirigistisches 
System ersetzt würde.

Vorstellungen 
der Entwicklungsländer

Wesentlicher Bestandteil der 
neuen Ordnungsvorstellungen 
der Entwicklungsländer ist ein 
integriertes Rohstoffprogramm. 
Die Ziele dieses Programms 
müssen nach Ansicht der Ent
wicklungsländer folgende sein:

Q  eine Verbesserung der Terms 
of Trade zugunsten der Entwick
lungsländer;

□  eine Unterstützung der realen 
Rohstoffpreise, welche die Welt
inflationsrate und die Kurs
schwankungen führender Wäh
rungen voll berücksichtigen;

□  eine Beseitigung extremer 
Preis- und Angebotsschwankun
gen;
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□  eine Verbesserung und Sta
bilisierung der realen Kaufkraft 
der Exporterlöse des jeweiligen 
Entwicklungslandes;

□  eine Steigerung der Ausfuhr 
von Rohstoffen und verarbeite
ten Produkten;

□  eine Diversifizierung sowie 
Ausweitung der Verarbeitung 
von Rohstoffen in Entwicklungs
ländern;

□  eine Steigerung der Exporte 
der Entwicklungsländer in Indu
strieländer.

Zur Verwirklichung dieser 
Ziele verlangen die Entwick
lungsländer:

□  die Errichtung eines gemein
samen Fonds zur Finanzierung 
von internationalen Rohstoff
lagern und anderen notwendi
gen Maßnahmen im Rahmen von 
Rohstoffabkommen;

□  Vereinbarungen über die Er
richtung einer internationalen 
Lagerhaltung;

□  eine Harmonisierung natio
naler Lagerhaltungspolitiken 
und die Bildung koordinierter 
nationaler Lager;

□  die Aushandlung anderer 
Maßnahmen im Rahmen von 
Rohstoffarrangements, unter an
derem internationale Produk
tionspolitik, Angebotsmanage
ment, bilaterale und multilate
rale langfristige Versorgungs
und Abnahmezusagen;

n  eine Indexbindung der Preise 
für von Entwicklungsländern ex
portierte Rohstoffe an die Preise 
von aus Industrieländern impor
tierten Fertigwaren.

□  eine Erweiterung der kom
pensatorischen Finanzierung in 
realen Werten um einen anstei
genden Trend herum;

□  und schließlich Unterstützung 
bei der Weiterverarbeitung und 
Diversifizierung in Entwicklungs
ländern sowie Garantien für den 
freien Zugang zu den Märkten 
der Industrieländer.

Undifferenzierte Maßnahmen

Eine Verwirklichung dieser 
Ziele und Maximalforderungen 
würde die Weltrohstoffwirtschaft 
grundlegend umstrukturieren 
und die Grundlagen der markt
wirtschaftlichen Weltwirtschafts
ordnung durch einen umfassen
den Dirigismus gefährden, wenn 
nicht gar beseitigen. Wegen der 
wirtschaftlichen Interdependen
zen bestünde die Gefahr zuneh
mender Interventionen im ge
samten Welthandel. Ein Abbau 
der Leistungsfähigkeit der Welt
wirtschaft wäre die Folge.

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Dr. Hans Friderichs, 44, 
FDP - Bundestagsmitglied, 
ist seit 1972 Bundesmini
ster für Wirtschaft.

Dr. Dietrich Kebschull, 36, 
ist Leiter der Abteilung 
Entwicklungspolitik im 
HWWA-Institut für Wirt
schaftsforschung-Hamburg 
und Vorsitzender des wis
senschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusam
menarbeit.

Dr. Gerhard Schröder, 44, 
ist Hauptgeschäftsführer 
der Handelskammer Ham
burg und Delegierter der 
deutschen Gruppe in der 
Kommission für Grund- 
und Rohstoffe der Interna
tionalen Handelskammer.

Würden sich im Welthandel 
Interventionismus und Dirigis
mus ausbreiten, so würde dies 
auf unsere eigene Wirtschafts
ordnung ausstrahlen. Unsere 
marktwirtschaftliche Ordnung 
hat sich jedoch im Prinzip be
währt. Deshalb sollten wir alles 
tun, um externe Störeinflüsse zu 
mindern. Die Bundesregierung 
lehnt aber nicht nur zum Schutze 
der deutschen Volkswirtschaft, 
sondern auch in Erkenntnis der 
weltwirtschaftlichen Zusammen
hänge undifferenzierte, globale, 
dirigistische Maßnahmen im 
Rohstoffbereich ab. Unser tiefes 
Mißtrauen gegen die Formulie
rung allgemeiner Prinzipien oder 
gar globaler Modelle, die angeb
lich für alle Einzelfälle passen 
sollen, hat mit dazu beigetragen, 
daß wir uns mit dem Vorschlag 
eines gemeinsamen Fonds zur 
Finanzierung von internationalen 
Rohstofflagern nicht befreunden 
können. Wir sind keine Anhän
ger eines integrierten Rohstoff
programms und gegen infla
tionstreibende Indexierungen. 
Wir sind jedoch bereit, den Ent
wicklungsländern durch geeig
nete marktwirtschaftliche Maß
nahmen zu helfen.

Erfahrungen 
mit Rohstoffabkommen

Die Bundesrepublik bezie
hungsweise die Europäische Ge
meinschaft ist Mitglied fast aller 
bestehenden internationalen 
Rohstoffabkommen. Sie hat an 
den entsprechenden Verhand
lungen aktiv mitgewirkt und wird 
dies auch weiterhin tun. Inter
nationale Rohstoffabkommen 
können durchaus sinnvoll sein,

□  wenn sie sich zur Vermei
dung übermäßiger Schwankun
gen der Rohstoffpreise eignen;

□  wenn sie Preise vorsehen, 
die geeignet sind, Angebot und 
Nachfrage langfristig auszuglei
chen; und

□  wenn die Kosten in einem 
vertretbaren Verhältnis zum Nut
zen stehen.
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Die bisherigen Erfahrungen 
mit internationalen Rohstoffab
kommen lassen jedoch wenig 
Euphorie aufkommen. Zur Zeit 
gibt es sechs Abkommen; die 
meisten davon bestehen jedoch 
nur formal.

□  Das älteste Abkommen ist 
das Weizenabkommen (1944); 
ihm gehören vorwiegend Indu
strieländer an. Es zerbrach 1971 
durch gegenseitiges Unterbieten 
der im Abkommen festgelegten 
Preise. Ein neues Abkommen 
soll im GATT ausgehandelt wer
den. Die Entwicklungsländer 
sind an einem solchen Abkom
men jedoch nicht interessiert; es 
steht nicht auf ihrer Forderungs
liste.
□  Das Zweitälteste Abkommen 
ist das Zuckerabkommen (1953), 
dem die Bundesrepublik nicht 
angehört. Es existiert zur Zeit 
nur formal und enthält keine Be
stimmungen über Preise und 
Quoten, da eine Einigung zwi
schen Erzeuger- und Verbrau
cherländern nicht zustande kam.

□  Das Zinnabkommen (1956) ist 
derzeit das einzige funktionie
rende Abkommen mit Preis
spanne, Exportquoten und Buf
ferstock, dessen Finanzierung 
durch die Erzeugerländer obliga
torisch erfolgt. Einige Verbrau
cherländer leisten freiwillige Bei
träge. In dem 1975 neu ausge
handelten Abkommen wurden 
die Bufferstocks verdoppelt, was 
—  bei erhöhtem Mindestpreis — 
zu weit mehr als einer Verdop
pelung der erforderlichen Mittel 
führt.
□  Das Kaffeeabkommen (1962) 
zerbrach 1972 und existiert seit
dem nur noch formal. 1975 wurde 
ein neues Abkommen ausgehan
delt, das wegen der derzeit ho
hen Preise voraussichtlich für 
weitere zwei Jahre ohne Preis
spannen und Exportquoten in 
Kraft treten wird.

□  Das Olivenölabkommen 
(1963) ist kein Abkommen im 
herkömmlichen Sinne, da es 
ohne direkte Markteingriffe ar
beitet. Seine Funktion be

schränkt sich auf die gegensei
tige Information und auf Werbe
maßnahmen zur Verbrauchsför
derung.

□  Das Kakaoabkommen (1972), 
über das zehn Jahre lang ver
handelt wurde, enthält Preis
spannen, Ausfuhrquoten und 
Bufferstock; diese Elemente sind 
aberwegen der günstigen Markt
lage nicht in Funktion. 1975 wur
de die im Abkommen vorge
sehene Preisspanne erheblich 
angehoben. Der Bufferstock 
wird durch eine relativ beschei
dene Exportabgabe finanziert.

Mäßiger Nutzen

Die Zielsetzungen der beste
henden Abkommen konnten in 
der Vergangenheit nur teilweise 
oder zeitweise erreicht werden. 
Es besteht daher wenig Grund 
zu der Annahme, daß künftige 
Abkommen störungsfrei funk
tionieren werden. Solange sol
che Abkommen lediglich die Be
seitigung extremer Preisschwan
kungen bewirken sollen, können 
sie im Einzelfall nützlich sein. 
Rohstoffabkommen sind jedoch 
ungeeignete Mittel für einen 
Ressourcentransfer. Ein solcher 
Transfer würde erfordern, daß 
die Preisspanne oberhalb des 
längerfristigen Gleichgewichts
preises gehalten werden müßte. 
Dies ist nur möglich, wenn die 
daraus resultierenden Überpro
duktionen fortlaufend aus dem 
Markt genommen und dauernd 
gelagert würden. Zins- und La
gerhaltungskosten in unbekann
ter Höhe wären dann unaus
weichlich. Die bekannte EG- 
Agrarmarktpolitik sollte uns al
len eine Lehre sein.

Die bisherigen Rohstoffab
kommen haben den Entwick
lungsländern nur einen mäßigen 
Nutzen gebracht. Mit Hilfe einer 
gesteuerten Preispolitik — gleich
gültig, ob Ware für Ware oder 
im Rahmen eines integrierten 
Rohstoffprogramms —  wird sich 
auch in Zukunft in den meisten 
Fällen keine nennenswerte Er
lössteigerung auf Dauer oder

ein Ressourcentransfer errei
chen lassen. Soweit Preisvorteile 
in Form von höheren Export
erlösen aus Rohstoffverkäufen 
erzielt werden können, kämen 
sie nur wenigen Entwicklungs
ländern zugute. Gerade die roh
stoffarmen Länder wären die 
geschädigten. Zu den Begün
stigten würden im übrigen auch 
mehrere Industrieländer gehö
ren, da eine Rohstoffpreisdiffe
renzierung nicht praktikabel ist.

Verstärkte Eigenanstrengungen 
notwendig

Zur Verstetigung und Be
schleunigung der wirtschaft
lichen Entwicklung in den armen 
Ländern eignen sich andere In
strumente und Mechanismen 
besser als Rohstoffabkommen 
oder gar ein integriertes Roh
stoffprogramm. Nicht durch ad
ministrierte und überhöhte Prei
se, sondern durch Stabilisierung 
der Exporterlöse kann den ar
men Rohstoffländern sinnvoll 
geholfen werden. Wir haben 
deshalb das Lome-Abkommen 
begrüßt und uns im Internatio
nalen Währungsfonds für eine 
Verbesserung und Ausweitung 
der kompensatorischen Finan
zierungsfazilität und für die 
Schaffung eines Trust Fund ein
gesetzt. Sollten noch schwerwie
gende Erlösausfälle ungedeckt 
bleiben —  was wenig wahr
scheinlich ist — , dann könnten 
weitere Maßnahmen geprüft 
werden.

Mit Hilfe dieser kreditären 
Stabilisierungsmittel und mit 
den Mitteln der klassischen Ent
wicklungshilfe sollte es gelin
gen, den Entwicklungsprozeß re
lativ störungsfrei voranzutreiben. 
Allerdings müssen die Entwick
lungsländer in Zusammenarbeit 
mit den Industrieländern ver
stärkte Eigenanstrengungen 
zum Abbau der Monostrukturen 
unternehmen. Die starke Abhän
gigkeit vieler Entwicklungslän
der von einzelnen Rohstoffen 
muß abgebaut werden. Das kann 
nur gelingen, wenn der Anteil
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der Verarbeitung von Rohstoffen 
zunimmt. Dazu bedarf es unter 
anderem ausländischen Kapitals 
und fremder Technologie. Die 
Entwicklungsländer müssen für 
ein beständiges Vertrauensklima 
sorgen, damit mehr Kapital und 
Know-how in die armen Re
gionen fließen.

Industrialisierung der Entwick
lungsländer bedeutet für die al

ten Industrieländer, daß sie be
reit sein müssen, mehr Produkte 
aus den Entwicklungsländern 
aufzunehmen. Der Zugang der 
Entwicklungsländerzu den Märk
ten der Industrieländer kann und 
muß noch weiter erleichtert und 
garantiert werden. Die Industrie
länder müssen daraus die Kon
sequenzen ziehen und sich dem 
erforderlichen Strukturwandel 
stellen. Auf diese Welse werden

die Entwicklungsländer in die 
Weltwirtschaft besser integriert. 
Dieser Strukturwandel ist zu be
jahen. Einer neuen dirigistischen 
und protektionistischen Welt
wirtschaftsordnung bedarf es 
dazu aber nicht. Mit weniger Di
rigismus und Protektionismus 
und dafür mehr Marktwirtschaft, 
Freiheit und Kooperation kom
men wir dem angestrebten Ziel 
am besten näher.

Dietrich Kebschull

Stufenflexible Abkommen als gangbarer Weg

D ie starken Preisbewegun
gen auf den Rohstoffmärk

ten lassen es verständlich er
scheinen, daß der Wunsch nach 
einer Preis- und Erlösstabilisie
rung zu den Evergreens inter
nationaler Konferenzen gehört. 
Ein unerwarteter starker Preis
verfall trifft vor allen Dingen die 
Entwicklungsländer, deren Ex
portstruktur im allgemeinen 
durch die Dominanz eines oder 
weniger Rohstoffe gekennzeich
net ist. Auch wenn einige Indu
strieländer wie die USA, die 
Sowjetunion, Australien, Kanada 
und Südafrika zu den bedeu
tendsten Rohstoffexporteuren 
der Welt gehören, sind für sie 
die Wirkungen weniger bedeu
tend, da ihre Exportstrukturen 
weit stärker diversifiziert sind. 
Die Preisstabilisierung für Roh
stoffe ist damit in erster Linie 
ein Problem der Entwicklungs
länder, die ihre Primärprodukte 
weitgehend in die Industrie- 
Staaten liefern.

Vitales Interesse der armen 
Länder

Entgegen einer weitverbreite
ten Meinung würde eine derar
tige Politik im Rohstoffbereich

nicht nur den bereits fortge
schritteneren, außenhandelsin
tensiven Ländern der Dritten 
Welt nützen. Vorteile können 
sich vor allem die ärmeren Län
der erhoffen, da ihre Exporter
löse fast ausschließlich durch 
die Ausfuhr von Rohstoffen ent
stehen. In der Gruppe der am 
wenigsten entwickelten Länder 
(LLDC) lag der Anteil der Roh
stoffexporte am Gesamtexport 
nur in drei Staaten von insge
samt 25 unter 90%. In keinem 
der Länder betrug er weniger 
als 70%. Unter den 42 „am 
schwersten betroffenen Län
dern“ (MSAC) haben nur vier 
einen Anteil von weniger als 
7 0 % .1) Da die armen Länder 
die höchsten Verschuldungsra
ten aufweisen und als Stand
orte für absatzorientierte Aus
landsinvestitionen kaum ln Frage 
kommen, bildet die Rohstoffpoli
tik für sie einen der wenigen 
Hebel, zu höheren Einnahmen 
zu gelangen und wachstumsnot
wendige Investitionen zu finan
zieren.

’ ) Vgl. dazu D ietrich K e b s c h u l l ,  W il
fried  K ü n n e , Karl W olfgang M e n c k :  
Prüfung entw ick lungspo litischer Ansätze  
im Rohstoffvorschlag der UNCTAD, Ham
burg 1976, S. 38.

Obwohl starke Preisschwan
kungen für Rohstoffe -  vor 
allem explosive Preiserhöhun
gen wie im Zeitraum 1972-74 -  
weder für Importeure noch Ver
braucher ln den Industriestaaten 
erwünscht sind, bestehen gegen 
eine Stabilisierung der Rohstoff
märkte durch Abkommen erheb
liche Bedenken. Als Hauptgrün
de für die Ablehnung werden 
folgende Argumente angeführt:

G  Rohstoffabkommen sind 
schon deshalb kein geeignetes 
Mittel der Entwicklungspolitik, 
weil sie die Preise —  wie die 
Erfahrungen zeigen —  nicht 
dauerhaft stabilisieren. Bei ho
hem Preisanstieg brechen An
bieter häufig aus dem Abkom
men aus. In mehreren Fällen 
haben starke Außenseiter die 
Preisstabilisierung innerhalb der 
vereinbarten Bandbreite unter
laufen.

□  Die Preise werden allgemein 
so weit über dem echten Markt
preis festgelegt, daß jedes Ab
kommen bereits den Kern der 
Zerstörung in sich trägt.

□  Durch die Fixierung der 
Preise wird die Lenkungsfunk
tion des Marktes ausgeschaltet.
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Über Art und Umfang der Pro
duktion entscheidet eine wenig 
flexible Administration. Die Fol
ge ist eine allgemeine Überpro
duktion mit Fehllenkung der 
Faktoren und Wachstumsver
lusten.

□  Um die Preise überhaupt 
stabil halten zu können, ist der 
Aufbau von Lagern (Buffer- 
Stocks) und die Einführung wei
terer Dirigismen durch Festset
zung von Produktionsquoten für 
die verschiedenen Erzeugerlän
der notwendig.

□  Unter dem Aspekt langfristi
gen Wachstums sind Rohstoff
abkommen für die Entwicklungs
länder schädlich, da sie durch 
die Festsetzung zu hoher Preise 
die langfristig notwendige Diver
sifizierung der Produktions- und 
Exportstruktur verhindern. Die 
Marktkräfte, die diesen Struktur
wandel unterstützen, werden be
wußt ausgeschaltet.

□  Die Finanzierung der Roh
stoffabkommen, einschließlich 
der zur Stabilisierung erforder
lichen Lager und der Administra
tion, erfordert einen immensen 
Kapitalaufwand, der von den 
Verbraucherländern allein nicht 
aufgebracht werden kann. So
weit Entwicklungshilfemittel zu 
diesem Zweck verwendet wer
den, ergibt sich eine bedenk
liche Akzentverlagerung der Ent
wicklungspolitik zur Rohstoff
stabilisierungspolitik.

Verhärtete Fronten

Keines dieser Argumente ist 
wirklich neu. Dennoch wurde 
bisher nie der Versuch gemacht, 
aufgrund der Kritik konstruktive 
Vorstellungen zu entwickeln, die 
den Interessen der Dritten Welt 
Rechnung tragen, ohne die auf 
liberale Beziehungen angelegte 
Wirtschaftsordnung der west
lichen Industrieländer in Frage 
zu stellen. Nach wie vor ist man 
entweder für Rohstoffabkommen 
oder dagegen.

Statt internationale Konferen
zen zur Präsentation sinnvoller

neuer Preisstabilisierungs
modelle zu nutzen, weicht man 
allzuschnell auf scheinbar ein
fachere Alternativen aus. Dazu 
gehören vor allem die in jüng
ster Zeit vieldiskutierten Sy
steme zum Ausgleich von Ex
porterlösschwankungen oder 
Kissingers Rohstoffbank auf 
Weltebene. Allerdings zeigt sich 
bei näherem Hinsehen, daß auch 
von diesen Maßnahmen keine 
Wunder zu erwarten sind. Es 
lohnt sich deshalb durchaus, in
tensiver über Rohstoffabkom
men nachzudenken. Ihre Nach
teile lassen sich nämlich weit
gehend ausschalten, wenn man 
sich von der starren theoreti
schen Vorstellung einer engen 
Fixierung eines festen Preises 
über einen langen Zeitraum löst.

Neue Abkommenstypen 
notwendig

Aufgrund der bisherigen 
Beobachtungen ist die These, 
daß Rohstoffabkommen keine 
dauerhafte Preisstabilisierung 
bewirken, kaum zu widerlegen. 
Der Hauptgrund dafür ist jedoch 
nicht allein im Verhalten der 
Abkommensmitglieder zu sehen. 
Die Instabilität ergibt sich zum 
großen Teil aus der Tatsache, 
daß wichtige Erzeuger- oder 
Verbraucherländer dem Abkom
men fernblieben. So litt z. B. das 
Zuckerabkommen von Anfang an 
darunter, daß die EG und die 
USA sich den Vereinbarungen 
nicht anschlossen. Bei Zinn 
wurde die Stabilisierungspolitik 
des offiziellen Buffer-Stocks 
durch die strategische Reserve
haltung der Vereinigten Staaten 
konterkariert. Ähnliches ist bei 
anderen Abkommen durch Kon
kurrenz starker Außenseiter ein
getreten. Eine wesentliche Vor
aussetzung für die Stabilität von 
Rohstoffabkommen ist daher die 
Einbeziehung aller in Frage 
kommenden Erzeugerländer. 
Der Beitritt der Verbraucherlän
der ist erforderlich, um Einfluß 
auf die Preisgestaltung nehmen 
zu können.

Das Ausbrechen von einzel
nen Anbietern bei starken 
Preissteigerungen läßt sich 
damit nicht verhindern. Da die
ses Verhalten aber in erster 
Linie die Folge eines zu niedrig 
fixierten Preises ist, wird zu
nächst die Auffassung widerlegt, 
daß die Abkommenspreise im 
allgemeinen zu hoch angesetzt 
werden. Gerade das Ausbrechen 
zeigt, daß die Verbraucher bis
her ihre Interessen bei der Be
stimmung des Preises durchaus 
zu wahren wußten.

Große Bandbreite und Stufen
flexibilität

Zu verhindern ist dieses Ver
halten der Anbieter durch ein 
Abkommen, das bei dem verein
barten Preis einen breiten inter
ventionsfreien Spielraum vor
sieht. Unwiderlegbar ist aller
dings auch dabei, daß der Ab
kommenspreis zu irgendeinem 
Zeitpunkt zu hoch oder zu nied
rig sein wird, wenn Laufzeiten 
von fünf oder zehn Jahren ver
einbart werden. Daraus ist die 
Konsequenz zu ziehen, daß die 
Preisfestsetzung allenfalls auf 
mittlere Fristen erfolgen kann.

Zusätzlich sind Klauseln vor
zusehen, die eine Preiskorrek
tur nach oben oder unten mög
lich machen, wenn die Angebots
und Nachfrageverhältnisse dies 
notwendig erscheinen lassen. 
Diese Idee wird z. B. im Zinn
abkommen seit Jahren prakti
ziert.

Aus diesem Grunde ist es 
falsch, Rohstoffabkommen gene
rell mit einer Ausschaltung des 
Marktmechanismus gleichzuset
zen. Sie sollten vielmehr als 
Mittel zur Verhinderung extre
mer Preisausschläge —  etwa in
folge von Spekulationsbewegun
gen oder großer Ernteschwan
kungen —  gesehen werden. 
Dabei wird der Markt nicht aus
geschaltet, sondern zugunsten 
der Erzeuger und Verbraucher 
vor extremen Verzerrungen be
wahrt. Das Spiel von Angebot 
und Nachfrage kann weiterhin
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innerhalb eines breiten interven
tionsfreien Bandes stattfinden. 
Grundlegenden Marktverände
rungen wird durch Preiskorrek
turen und damit verbundene 
Verschiebungen des Bandes 
Rechnung getragen. Statt eines 
starren Preiskorridors für die 
Laufzeit des Abkommens ent
stünde damit ein stufenflexibles 
Band. Je größer dabei die inter- 
ventionsfreie Bandbreite ist, um 
so geringer ist die Gefahr der 
Instabilität durch Spekulationen.

Diversifizierungsfördernde
Preisgestaltung

Bei der Festlegung des Ab
kommenspreises und der unte
ren Interventionsgrenze ist der 
Wettbewerb gegenüber anderen 
Produkten zu berücksichtigen. 
Die untere Interventionsgrenze 
darf deshalb nicht so hoch ange
setzt werden, daß Substitution 
durch synthetische Erzeugnisse 
oder Recycling-Verfahren ko
stengünstiger sind.

Als Indikator für eine Ände
rung des Preises bzw. für eine 
Verschiebung des Bandes kön
nen bei Abkommen mit Buffer- 
Stocks bestimmte Höchstmen
gen oder -werte vereinbart wer
den. Je niedriger sie sind, um 
so geringer sind auch die Kosten 
für die Stützung des Abkom
mens und um so eher erfolgen 
die Preiskorrekturen. Bei Ab
kommen ohne Preisausgleichs
lager können statt der Mengen 
oder Werte Höchstfristen festge
legt werden. Eine Änderung des 
Abkommenspreises wäre dann 
vorzunehmen, wenn die obere 
oder untere Preisgrenze für die
sen Zeitraum über- bzw. unter
schritten wird. Der Aufbau gro
ßer Kontroll- und Verwaltungs
instanzen ist hier nicht notwen
dig. Der Markt behält seine Len
kungsfunktion.

Der Vorwurf, daß Rohstoffab
kommen diversifizierungsfeind
lich sind, ist bei Vereinbarungen 
dieser Art nicht länger haltbar.

Denn alle Anbieterländer müs
sen —  bei Ausschaltung starker 
Preiseinbrüche —  zumindest 
eine Senkung der Preise einkal
kulieren. Die Veränderung der 
Produktionsstruktur bleibt also 
notwendig, wenn die Export
erlöse dauerhaft erhöht werden 
sollen. Die Vereinbarung von 
Quoten ist nicht erforderlich, da 
die Erzeugerländer eine Stabili
sierung der Preise nur erreichen 
können, wenn sie ihr Angebot 
der Nachfrage in entsprechender 
Weise anpassen.

Kostensenkung möglich

Die bisherigen Berechnungen 
über die Kosten, die allein bei 
der Einrichtung von Buffer- 
Stocks entstehen, gehen von 
starren Regelungen aus. Dem
entsprechend astronomisch ist 
die Größenordnung des Kapital
aufwands, der sich unter ver
schiedenen Annahmen ergibt. 
Die UNCTAD geht von 12 Mrd. $ 
für die Einrichtung und
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1,8 Mrd. $ für die Unterhaltung 
der für Lagerhaltung vorgesehe
nen Rohstoffe pro Jahr aus. Die 
Europäer —  erfahren aufgrund 
ihrer abkommensähnlichen Re
gelungen auf dem Agrarmarkt —  
rechnen mit dem doppelten bis 
dreifachen Aufwand. Das ist 
ohne Zweifel kaum finanzierbar 
—  vor allem nicht ausschließlich 
aus Mitteln der Entwicklungs
politik.

Zu realistischeren Größen
ordnungen für die Praxis gelangt 
man aber, wenn man stufen
flexible Abkommen einführen 
würde. Eine große Bandbreite 
und die Preisanpassung bei Vor
liegen der genannten Indikato
ren läßt den Lagerhaltungsbe
darf erheblich kleiner ausfallen. 
Außerdem ist es wenig sinnvoll,

stets mit Zahlen zu hantieren 
und zu argumentieren, die sich 
auf alle von der UNCTAD vorge
schlagenen Rohstoffe beziehen. 
Nach einer langen Periode mit 
einigen wenigen Rohstoffabkom
men erscheint eine derartige 
Abkommenslawine nicht gerade 
sinnvoll. Denn zumindest in dem 
Punkt scheint unter den Ver
braucherländern eine gewisse 
Einigkeit zu herrschen, daß Ab
kommen wegen der unterschied
lichen Verhältnisse auf den ein
zelnen Rohstoffmärkten nur von 
Fall zu Fall abzuschließen sind.

Notwendige Flankierung

Die stufenflexible Gestaltung 
der Abkommen ist im Grunde 
lediglich eine Weiterentwicklung

des lange bestehenden Zinn
abkommens. Sie könnte einen 
gangbaren Weg zwischen den 
harten Forderungen der Ent
wicklungsländern und der star
ren Haltung der marktwirtschaft
lichen Länder darstellen. Denn 
sie kommt dem Interesse beider 
Seiten an der Ausschaltung ex
tremer Schwankungen entgegen. 
Sie wäre auch für die Bundes
republik annehmbar.

Steigern ließe sich die ent
wicklungspolitische Effizienz 
eines solchen Instruments durch 
die zusätzlichen Vereinbarungen 
über ein Kreditsystem zum Aus
gleich von Exporterlösrückgän
gen sowie durch handelspoliti
sche und privatwirtschaftliche 
Unterstützung der Diversifizie
rung in den Rohstoffländern.

Gerhard Schröder

Rohstoffabkommen — 

entwicklungspolitische Chance oder Illusion?

Der dem Bundeskabinett kürz
lich vom Interministeriellen 

Staatssekretär-Ausschuß für Roh
stoff-Fragen vorgelegte Sachbe
richt zur Rohstoffpolitik enthält 
unter anderem die Aussage, daß 
die kontinuierliche und ausrei
chende Rohstoffversorgung der 
Bundesrepublik „nur durch welt
weite Zusammenarbeit unter den 
Industriestaaten wie auch zwi
schen den Industrieländern und 
den Entwicklungsländern gesi
chert und erleichtert werden 
(kann)“ . Mit anderen Worten: 
Eine gute Rohstoffversorgungs
politik ist in erster Linie eine 
sinnvolle Außenwirtschaftspolitik 
im Bereich der Rohstoffe.

Mit der Versorgungsfrage ist 
für die Bundesrepublik wie für 
andere rohstoff-importabhängige 
Industriestaaten der vordergrün
dig wichtigste rohstoffpolitische 
Aspekt angesprochen. Für die 
Entwicklungsländer dagegen, die 
in der Mehrzahl stark von ihrer 
Rohstoffproduktion abhängig 
sind, ist die internationale Roh
stoffpolitik immer mehr zum Ve
hikel einer Entwicklungspolitik 
geworden, wie sie sie sich vor
stellen. Den Ansatz für eine Ver
besserung ihrer Situation su
chen die Entwicklungsländer da
her heute in starkem Umfange 
bei Maßnahmen im Rohstoffbe
reich. Die unterschiedlichen Auf

fassungen darüber, wie diese 
Maßnahmen auszusehen haben, 
wenn sie einerseits die Dritte 
Welt verstärkt in die Weltwirt
schaft integrieren und anderer
seits die traditionellen weltwirt
schaftlichen Marktabläufe nicht 
behindern sollen, haben das Kli
ma der voraufgegangenen in
ternationalen Konferenzen be
stimmt.

Terrainverlust

Für die westlichen Industrie
länder hat der unbefriedigende 
Ausgang dieser Konferenzrun
den rückblickend zu einem nicht 
unerheblichen Terrainverlust ge
führt, der es ihnen heute immer
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schwerer macht, in der Rohstoff- 
Frage noch eine konsequent 
liberale Haltung einzunehmen. Im 
Pariser Nord-Süd-Dialog und bei 
der 4. Welthandelskonferenz in 
Nairobi steht daher der Forde
rung der Entwicklungsländer 
nach Realisierung des Integrier
ten Rohstoffprogramms der 
UNCTAD das Angebot der west
lichen Industrieländer gegen
über, einzelne Rohstoffe darauf
hin zu überprüfen, ob sie für 
internationale Rohstoffabkom
men geeignet sind.

Für die Beurteilung der in der 
Diskussion befindlichen Vor
schläge ist von folgender Situa
tion auszugehen:

□  Entwicklungsländer und roh
stoffproduzierende Länder sind 
nicht identisch. Nur wenige Pro
dukte, namentlich die tropischen, 
wie Kaffee, Kakao, Tee und Jute, 
werden größtenteils in Entwick
lungsländern produziert. Bei den 
meisten Industrierohstoffen ist ihr 
Produktions- und Nettoexport
anteil weitaus geringer; er hat 
zudem in der letzten Dekade 
durchweg noch abgenommen. 
Insgesamt stammt mehr als die 
Hälfte der am Weltmarkt ange
botenen Rohstoffe aus Industrie
ländern.

□  Andererseits spielen die Roh
stoffexporte für die Zahlungs
bilanzsituation nicht weniger Ent-

wicklungsiänder, insbesondere 
derjenigen, die nur über wenige 
Produkte verfügen, eine domi
nierende Rolle.

□  Nachdem sich die Entwick
lungsaussichten der Entwick
lungsländer noch zu Beginn der 
siebziger Jahre als Folge des 
kräftigen Wirtschaftsaufschwun
ges der westlichen Weit sichtbar 
verbessert hatten, sind die nicht
rohölproduzierenden Länder un
ter ihnen durch die ölpreiskrise 
und die dadurch verschärfte Re
zession der Weltwirtschaft erneut 
in eine sehr schwierige Lage ge
bracht worden. Bei wachsender 
Verschuldung der Dritten Welt, 
die für 1975 auf insgesamt etwa 
120 Mrd. US$ geschätzt wird, 
verschärfen sich vor allem in den 
„least developed countries“ die 
Probleme. Auch die Zahlungs
bilanzschwierigkeiten dieser Län
der nehmen zu. Ihre Forderung 
nach einer internationalen Um
schuldungskonferenz, die in 
jüngster Zeit immer unüberseh
barer neben ihre Forderung nach 
Schaffung neuer Strukturen in 
der Weltwirtschaft tritt, kann da
her nicht überraschen.

□  Angesichts der angespannten 
Haushaltslage in mehr oder min
der allen westlichen Industrie
staaten wird sich deren öffent
liche Entwicklungshilfe auf ab
sehbare Zeit kaum nennenswert

erhöhen lassen. Ob die Bundes
republik und andere EG-Staaten 
ihre bei der 7. UN-Sondergene
ralversammlung erklärte Absicht 
verwirklichen können, bis 1980 
0,7 %  ihres Bruttosozialprodukts 
für öffentliche Entwicklungshilfe 
zu verwenden, muß bezweifelt 
werden.

Abkehr von liberalen Prinzipien

Vor diesem Hintergrund sind 
die in der Diskussion befind
lichen Maßnahmen im Rohstoff
bereich zu beurteilen. Unter 
ihnen ragt das Integrierte Roh
stoffprogramm der UNCTAD als 
die dirigistischste Form der Inter
vention im Rohstoffsektor her
vor. Die mit diesem Konzept an
gestrebte globale Reglementie
rung einer Vielzahl von Rohstoff
märkten durch internationale 
Vorratsläger und multilaterale 
Liefer- und Abnahmeverpflichtun
gen zu indexierten Preisen würde 
in der Tat eine Abkehr von den 
geltenden, im Kern liberalen 
Prinzipien des internationalen 
Güteraustauschs bedeuten.

Wer den ordnungspolitischen 
Eigenwert der geltenden Welt
wirtschaftsordnung nicht als aus
reichendes Argument gegen den 
Corea-Plan ansieht, wird sich 
allerdings die Frage gefallen las
sen müssen, welche Vorteile das 
Integrierte Programm den Ent-
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wicklungsländern bringen würde. 
Hier sind die überwiegend 
schlechten Erfahrungen mit bis
herigen Erzeugerkartellen und 
Rohstoffabkommen nicht zu 
übersehen. Sie haben allenfalls 
kuzfristig eine Dämpfung der 
Preisausschläge bewirkt. Die 
meisten Versuche, durch über
höhte Preise einen verstärkten 
Finanztransfer zu erreichen, 
scheiterten an Substitutions
und Wiederverwendungsmaß
nahmen der Verbraucherländer. 
Damit wurde auch das dritte 
Ziel, das mit Rohstoffabkom
men verfolgt werden kann; die 
Ankurbelung des Verbrauchs, 
nicht erreicht. Schließlich haben 
alle bisherigen Abkommen für 
die Verbraucherländer nicht zu 
einer gesteigerten Versorgungs
sicherung geführt.

Scheitern bisheriger Abkommen

Die Gründe für das Scheitern 
bisheriger Rohstoffabkommen, 
die unter Beteiligung von Erzeu
ger- und Verbraucherländern zu
stande kamen, sind vielfältig. Sie 
reichen von der totalen Substi
tuierbarkeit über die administra
tive Festsetzung nicht markt
gerechter Preise bis zur Uneinig
keit unter den beteiligten Staa
ten (der Vorbehalt der Elfenbein
küste gegenüber dem bereits 
ausgehandelten neuen Kakao- 
Abkommen ist hierfür ein An
schauungsbeispiel par excel- 
lence). Hinzu kommen aufwen
dige Kontroilmechanismen und 
immer neue Umgehungsmöglich
keiten sowie produktspezifische 
Probleme beispielsweise bei der 
Bildung von Vorratslägern.

Diese und andere negative 
Einflußfaktoren müßten sich bei 
einer Reglementierung und zen
tralen Verwaltung vieler Roh
stoffe notwendigerweise poten
zieren. Die globale Steuerung 
der Rohstoffmärkte dürfte zudem 
mit außerordentlichen Verwal
tungskosten verbunden sein, 
durch die andere Formen der 
Entwicklungshilfe reduziert wür

den. Schließlich besteht die Ge
fahr, daß administrativ gesicherte 
Rohstoffexport-Erlöse, wie sie 
das Programm letztlich an
strebt, in den Entwicklungslän
dern eher zu einer Verfestigung 
falscher Strukturen führen als 
zur Diversifikation anreizen wür
den.

Minimum an Voraussetzungen

Bedenken dieser Art sind auch 
gegenüber Rohstoffabkommen 
für einzelne Produkte nicht ab
wegig. Unter welchen Voraus
setzungen Vereinbarungen zwi
schen Produzenten- und Ver
braucherländern über Rohstoffe 
für beide Seiten akzeptabel sind, 
sollte daher sorgfältig geprüft 
werden, bevor sie getroffen 
werden.

Schon im Hinblick darauf, daß 
etwaige Vorteile aus Einzelab
kommen stets nur wenigen Län
dern zugute kommen, die über 
den jeweiligen Rohstoff verfü
gen, müßte sich ihre Zielsetzung 
auf die Abschwächung extremer 
Preisschwankungen konzentrie
ren. Über eine größere Stabilität 
der Marktpreise wäre ein lang
fristig besseres Gleichgewicht 
zwischen Angebot und Nach
frage anzustreben.

Die Erfahrung zeigt ferner, 
daß selbst bei einer so begrenz
ten Zielsetzung das Funktionie
ren von Abkommen unwahr
scheinlich ist, wenn nicht wenig
stens ein Minimum an Voraus
setzungen gegeben ist: Hierzu 
gehören die Einbeziehung aller 
wesentlichen Produzenten- und 
Verbraucherländer, weitgehend 
homogene Interessen der Pro
duzentenländer und konkur
renzfähige Produktionskosten in 
den Förderländern. Daneben be
darf es einer sorgfältigen Ana
lyse, mit welchem Instrumenta
rium sich im Einzelfall am ehe
sten ein Marktgleichgewicht her- 
stellen läßt. Dabei verdient 
unter mehreren Möglichkeiten 
durchweg diejenige den Vorzug, 
die am ehesten die Aufrechter

haltung der Marktmechanismen 
garantiert. Beispielsweise soll
ten Preismargen auch dann, 
wenn sie revisibel sind, weit 
genug sein, um die Bildung 
marktgerechter Preise zu gestat
ten. Für die Wahl zwischen buf- 
fer stocks, Exportquoten und 
ähnlichen Interventionsmitteln 
wird es auf die Struktur des ein
zelnen Rohstoffmarktes ankom
men.

Entwicklungspolitische 
Alternativen

Schließlich werden formelle 
Warenabkommen generell in 
ihrer Effizienz gegen andere 
Formen der Kooperation abzu
wägen sein. Dies betrifft die In
tensität der vertraglichen Bin
dung; losere Formen des Kon
takts zwischen Produzenten und 
Verbrauchern dürften nach den 
bisherigen Erfahrungen formel
len Abkommensmodellen häufig 
vorzuziehen sein.

Ist der Erfolg etwaiger künf
tiger Rohstoffabkommen somit 
keineswegs sicher, entsteht die 
Frage nach entwicklungspoliti
schen Alternativen. Langfristig 
dürfte an einer entwicklungspo
litischen Überprüfung der Han
delspolitik nicht vorbeizukom
men sein. Die Öffnung der 
Märkte der Industrieländer für 
die Produkte der Entwicklungs
länder durch konsequenten Aus
bau der Zollpräferenzen, Abbau 
des Zollschutzes im Halbwaren
bereich und der Importbelastun
gen für landwirtschaftliche Pro
dukte sowie andere handelsför
dernde Maßnahmen der Indu
strieländer bieten sich auf län
gere Sicht als das noch immer 
wirksamste Erfolgsrezept an. 
Eine spontane Wende ist aller
dings auch von einer noch so 
radikalen Beseitigung von Han
delshemmnissen nicht zu erwar
ten. Dafür sind die Entwick
lungsländer selbst durchweg 
noch zu wenig auf einen ver
stärkten Außenhandel einge
stellt. Hier wird viel von ihrer 
Eigenleistung abhängen.
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Kurzfristig sind Maßnahmen 
denkbar, die geeignet erschei
nen, den Entwicklungsländern 
eine bessere Ausgangsposition 
zu verschaffen. Hierzu gehört 
eine erweiterte Ausgleichsfinan
zierung, die sich nicht nur an 
den Rohstoffexporten der ein
zelnen Entwicklungsländerorien
tiert, sondern weitere Kriterien, 
wie die Handels- und Zahlungs
bilanzsituation, das Bruttosozial
produkt und die Wirtschafts
struktur, für die Ausgleichszah
lungen berücksichtigt. Neben 
das System der Ausgleichsfinan
zierung könnten darauf abge
stimmte Möglichkeiten einer Ex
porterlösstabilisierung treten, 
wobei die künftigen Erfahrungen 
mit dem Lome-Abkommen ein
gebracht werden sollten.

Diese Maßnahmen scheinen 
nach wie vor am ehesten geeig
net zu sein, den Niveau-Unter
schieden innerhalb der Gruppe 
der Entwicklungsländer Rech

nung zu tragen. Indes sollte 
nicht verkannt werden, daß die 
weltweite Finanzknappheit ihren 
Wirkungen Grenzen setzt.

Grenzen des Machbaren

Eine gleichgewichtige Vertei
lung des Wohlstands in der Welt 
ist in den vergangenen Jahren un
ter dem Druck der Entwicklungs
länder und im Zuge zunehmen
der Unsicherheit der westlichen 
Industrieländer über die mora
lische Rechtfertigung ihrer öko
nomischen Führungsrolle zu 
einer fast weltweit anerkannten 
Wertvorstellung geworden. Es 
steht hierzu nicht im Wider
spruch, wenn die Industrielän
der an einer auf liberalen 
Grundprinzipien beruhenden 
Weltwirtschaftsordnung festhal- 
ten, weil sie immer noch das 
überzeugendste Modell zur Pro
duktion von Wohlstand ist. Dem 
Trend zum Dirigismus aus kurz
fristigen taktischen Überlegun
gen heraus nachzugeben, würde

wenig weiterführen und könnte 
sich auf den zweiten Blick als 
gefährlich erweisen. Vernünfti- 
tigen Weiterentwicklungen 
braucht eine solche Haltung, die 
sich ihrer Sache aus Überzeu
gung sicher ist, nicht entgegen
zustehen. Das Risiko, daß sich 
die wirtschaftlichen Probleme 
der Gegenwart alsbald einer ge
schwächten Welt erneut und ver
stärkt präsentieren, sollte aber 
nicht durch übereilte Experi
mente vergrößert werden. Viele 
der auf dem Markt der Refor
men gehandelten Rezepturen 
haben heute vielleicht nicht ein
mal mehr Aussicht, von allen 
Repräsentanten der Entwick
lungsländer als hilfreich akzep
tiert zu werden. Denn auch bei 
ihnen scheint —  jenseits aller an 
den Tag gelegten Bereitschaft 
zur Einmütigkeit -  die Einsicht 
zu wachsen, daß auch in den 
weltwirtschaftlichen Gesche
hensabläufen dem Machbaren 
Grenzen gesetzt sind.
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